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An alle stationaren Einrichtungen der Alten- und Behindertenhilfe in Miinchen

Empfehlungen zum Umgang mit freiheitsentziehenden
MaBRnahmen

Seit Juni 2001 liegen die Empfehlungen zum Umgang mit freiheitsentziehenden
Malnahmen den Munchner Einrichtungen der Alten- und Behindertenhilfe vor.

Die Heimaufsicht (FQA) der Regierung von Oberbayern und die Fachstelle Pflege- und Be-
hinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA — ehemals Heimaufsicht)
der Landeshauptstadt Mlnchen, die Beschwerdestelle der Landeshauptstadt Minchen, die
Betreuungsstelle im Sozialreferat der Landeshauptstadt Miinchen, der Bezirk Oberbayern
sowie der Medizinische Dienst der Krankenversicherung in Bayern haben seither diese Emp-
fehlungen zur Grundlage ihrer beratenden und kontrollierenden Tatigkeit gemacht.

In dieser aktualisierte Neufassung sind die bisher gesammelten Erfahrungen eingearbeitet.
Der Leitfaden kann nur eine grobe Richtschnur sein. Die Verantwortung fiir die individuelle
Ausgestaltung der grundrechtlichen, gesetzlichen, ethischen, pflegefachlichen und padagogi-
schen Bedingungen liegt bei der zustadndigen Fachkraft.

Die Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts grenzt grundsatzlich Freiheitsbe-
schrankung und -entziehung nach der Intensitat der MalRnahme, speziell des Eingriffs von-
einander ab. Die Freiheitsentziehung ist demnach die schwerste Form der Freiheitsbe-
schrankung. In diesem Papier wird die Vorstufe der Freiheitsbeschrankung als Bewegungs-
einschrankung bezeichnet.

Sobald die freie Bewegung nicht mehr moglich und eine Bewegung in jede Richtung aufge-
hoben ist, verdichtet sich die Intensitat des Eingriffs zu einer Freiheitsentziehung.

Da freiheitsentziehende MaBRnahmen ein elementares Grundrecht beriihren, gilt
grundsatzlich, solche MaBnahmen, wenn irgendwie moglich, zu vermeiden.

Deshalb stellt dieses Papier erganzend Vorschlage fur Alternativen zu bewegungseinschran-
kenden und freiheitsentziehenden Malinahmen voran.

Wenn nach Prifung moglicher Alternativen dennoch freiheitsentziehende Mallinahmen

nach § 1906 Abs. 4 BGB erforderlich erscheinen, so ist dringend zu empfehlen, dies in offe-
nen Gesprachen mit allen Beteiligten (Betroffene, Angehorige, rechtliche Betreuerinnen und
Betreuer oder Bevollmachtigte, Arztinnen und Arzte, Pflegende, Betreuende, usw.) zu eror-
tern, um moglichst viele Perspektiven zu erhalten. Die jeweils getroffene Entscheidung erhalt
somit ein begrindetes Fundament.

Die nachfolgenden Empfehlungen sind wie folgt unterteilt:

» Empfehlungen fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich Pflege und Betreu-
ung: Eine leicht verstandliche, kurze Zusammenfassung fiir alle am Pflege- und Betreu-
ungsprozess Beteiligten zum Aushang auf Wohnbereichen bzw. Wohngruppen

« Alternativen zu freiheitsentziehenden MaRnahmen fir Pflegende, Betreuende und Lei-
tungen

* Empfehlungen an die Leitungen (der stationaren Alten- und Behindertenhilfe und sonsti-
ge Wohn- und Betreuungsformen): Eine ausflihrliche Darstellung der rechtlichen Grund-
satze, der von Pflegenden/Betreuenden zu ergreifenden MaRnahmen und der erforderli-
chen Dokumentation, Adressen der Ansprechpartner bei Problemféallen, Dokumentations-
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einlegeblatter zu den verschiedenen Fallen mit jeweils beigefligter Beispieldokumentation
zur moglichen Verwendung in den Dokumentationsunterlagen.

Als Anlage:

 Modell zur stindigen Uberpriifung der weiteren Erforderlichkeit einer freiheitsent-
ziehenden MaBnahme (erstellt vom Arbeitskreis der Munchner Pflegekonferenz im Juni
2005)

« Uberlegungen zur Senkung der Medikation mit potentiell sedierenden Psychopharmaka
- Wege zur Qualitatssicherung bei der Medikamentengabe (erstellt von der Minchner Pfle-
gekonferenz im Juni 2005)
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Zum Umgang mit freiheitsentziehenden MaBnahmen:

Empfehlungen fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Pflege-
und Betreuungsdienst

Grundsatzliches: Wenn die Bewegungsfreiheit einer Person eingeschrankt werden soll, kann es
sich um eine freiheitsentziehende Mal3nahme nach § 1906 Abs. 1 und 4 BGB handein

Freiheitsentziehende MaBRnahmen kdnnen z. B. sein:

* Mechanische MaRnahmen: wie z.B. Bettgitter, Bauchgurt im Bett oder am Stuhl, Vorsatztisch, Fi-
xierung der Arme und / oder Beine, Schutzdecken, verschlossene Tiren oder Trickverschlisse
(z.B. versteckte Entriegelungsknépfe), Timeout-Raum

* Verabreichung von Medikamenten (Psychopharmaka), die primar mit dem Ziel gegeben werden,
den Bewegungsdrang des/der Betroffenen einzuschranken und sie/ihn z.B. am Verlassen des
Bettes zu hindern.

« Sonstige Beeinflussungen
verbale und kérperliche Drohgebarden, Androhung von Restriktionen, Festhalten, Entfernen von
Fortbewegungshilfen

Fall A Betroffene sind einwilligungsfahig: Keine richterliche Genehmigung
erforderlich, aber die schriftliche Einwilligung der oder des Betroffenen (bewe-
gungseinschrankende MaRnahme).
Grundsatzlich entscheidet die/der Betroffene selbst Uber die Anwendung, Dauer und Beendigung
von bewegungseinschrankenden MalRnahmen. Dazu muss er/sie in der Lage sein, den Sinn und
Zweck der bewegungseinschrankenden MalRnahme zu verstehen. Bei Zweifeln an der Einsichtsfa-
higkeit ist ein arztliches Attest dartber einzuholen.

Fall B Betroffene sind nicht einwilligungsfahig aber zu willentlich gesteuerten
Bewegungen fahig: Nur mit richterlicher Genehmigung
(freiheitsentziehende MaRnahme).
Die/der Betroffene ist nicht mehr in der Lage selbst einzuwilligen: Die Genehmigung einer
freiheitsentziehenden MaRnahme muss beim Betreuungsgericht durch eine gesetzliche
Betreuerin bzw. einen gesetzlichen Betreuer oder Bevollméachtigte/Bevollmachtigten mit ent-
sprechendem Wirkungskreis eingeholt werden. Wenn es keine/keinen Betreuerin/Betreuer
oder Bevolimachtigte/Bevollmachtigten gibt, kann jeder/jede beim Betreuungsgericht eine
rechtliche Betreuung anregen. Ohne richterliche Genehmigung dirfen Betreuerinnen/Betreu-
er oder Bevollmachtigte keine freiheitsentziehenden Mallnahmen anordnen. Andere Ange-
horige, Arzte/Arztinnen oder padagogisches und pflegerisches Personal haben nur in der fol-
genden Ausnahmesituation eine Entscheidungsbefugnis.

Ausnahmesituationen:

» Betroffene sind nicht einwilligungsfahig und kénnen ihre Bewegungen nicht
willentlich koordiniert steuern: Keine richterliche Genehmigung erforderlich,
aber arztliches Attest uiber die Unfahigkeit, Bewegungen willentlich steuern zu
kénnen:
Bei Betroffenen, die ihre Bewegungen nicht willentlich steuern kénnen, werden o.g.
MaRnahmen nicht als Freiheitsentzug, sondern als Sicherung und Schutz bewertet. Hier dient z.B.
ein Bettgitter ausschlief3lich dem Schutz vor Stirzen aus dem Bett bei ungesteuerten und unwillkirli-
chen Bewegungen. In diesem Ausnahmefall ist ein arztliches Attest erforderlich, das die Unfahigkeit
der/des Betroffenen zu willentlich koordiniert gesteuerten Bewegungen bestatigt.
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Achtung: Die MaRnahme kann von der/dem Betroffenen als eine Einschrankung der Sinnes-
welt wahrgenommen werden (z.B. Bettgitter im Blickfeld) oder auch eine Gefahrenquelle fir
Verletzungen sein, sodass es auch in diesem Fall Uber Alternativen zu reflektieren gilt. Ent-
sprechende Reaktionen der Betroffenen/des Betroffenen unterliegen der Beobachtung und
mussen in der qualifizierten Einschatzung der Pflege und Padagogik berticksichtigt werden.

» Einsatz von therapeutischen Hilfsmitteln: Bei einem Einsatz von therapeutischen Hilfs-
mitteln, mit dem Ziel die Teilhabe am Leben zu ermdglichen, steht die Absicht dahinter, die
vorhandenen Handicaps auszugleichen und Mobilitat, Kommunikation und aktive Teilnahme
am Leben etc. zu ermdglichen. Der Freiheitsentzug/die Freiheitsbeschrankung stehen dabei
nicht im Vordergrund.

» Akute Selbstgefahrdung: Bei akuter Selbstgefahrdung muss das Pflege- und/oder Be-
treuungspersonal unmittelbar und der Ursache angemessen selbstverantwortlich Handeln und
die rechtliche Tragweite beachten. Vorhandene Betreuerinnen/Betreuer oder Bevollmachtigte
sind unverziglich zu verstandigen. Wir empfehlen ebenso ein umgehendes Hinzuziehen der
verantwortlichen Fachkraft, je nach geregelten Verantwortlichkeiten eventuell auch die Ein-
richtungsleitung oder die padagogische Leitung bzw. den Fachdienst des Hauses/Tragers so-
wie der behandelnden Arzte.

* Fremdgefahrdung: Wenn alternative MaRnahmen zur Abwehr der Fremdgefahrdung (vgl.
Alternativen zu FeM) nicht zum Erfolg fihren, kann die Polizei informiert werden.

Alle MaBnahmen sind sorgfiltig zu dokumentieren!
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Alternativen zu freiheitsentziehenden MaRnahmen (FeM)

Zur Vermeidung von freiheitsentziehenden und/oder bewegungseinschrankenden MalRnahmen sind Kreativitat und Einfallsreichtum gefragt. Aufgrund
vielfaltiger Reaktionsmdglichkeiten von Menschen, die von bewegungs- und/oder freiheitsentziehenden Malinahmen betroffen sein kénnen, gibt es
auch viele verschiedene Lésungsmaéglichkeiten, um entsprechende Mallhahmen zu vermeiden. Nur durch behutsames Ausprobieren kann es ge-
lingen, das Richtige fiir die Einzelnen zu finden. Hier finden Sie einige Vorschlage, um lhrer eigenen Kreativitat Anregung zu geben. Achtung:
Das Anbringen der verwendeten Mittel oder der Einsatz der entsprechenden MaBnahmen zur Bewegungseinschriankung oder Freiheitsent-
ziehung ist nur durch dafiir geschulte Fachkrafte zulassig. Es sind nur zugelassene und gepriifte Medizinprodukte zu verwenden.

Grund fiir FeM Alternative MaBnahme FeM
Hohe Sturzgefahr » Muskulatur starken durch Kraft- und Balancetraining sowie ausre- * Vorsatztisch
« beim Stehen chende Flissigkeitsversorgung und Ernahrung * Gurte im Stuhl, Bett oder Rollstuhl
« beim Laufen » Geh- und Mobilitatshilfen * Bettgitter
« beim Aufstehen aus dem Bett oder Stuhl | » Geeignete Bekleidung, rutschfeste Socken, feste Schuhe ...
» Huftschutzhosen
» Sturzhelm (Fahrradhelm 0.4.)
» Auf die Beleuchtung achten (z.B. auf ein angemessenes Verhaltnis
von direkter und indirekter Beleuchtung)
» Sturzfallen (auch auf Gangen) erkennen und beseitigen
» Deutliche Markierung bei Schwellen, Stufen
» Sitz- und Haltemdglichkeiten
» Selbstbewusstsein starken, Unsicherheit und Angst vor Stiirzen
durch Gespréache und Ubungen abbauen
» Seh- und Hoérvermoégen Uberprifen und ggf. durch Hilfsmittel verbes-
sern
» Neubewertung der Medikation
> Geteilte Bettgitter mit Ausstiegsmdglichkeit (wenn noch gehfahig)
» Bett ganz niedrig stellen und/oder Matratze auf den Boden legen.
» Bequeme Sessel mit tiefer Sitzflache oder schraggestellte Ricken-
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lehne (nur geeignet bei Personen, die nicht ohne fremde Hilfe aufste-
hen und gehen kénnen. Achtung! Bei freiheitsentziehender Wirkung
tritt Fall B ein.

Sensormatte, Alarmgeber, Sturzmelder

Anti-Rutschmatten und Sitzkeile fur Stihle, Rollstihle etc.

Gesundheitsgefahr

« durch falschen Umgang mit Inkonti-
nenzvorlagen

* durch Entfernung von Ab- und Zulei-
tungen

VVYVY V |VV

VvV VY

individuelle Beriicksichtigung von Bediirfnissen, Wiinschen und Ri-
tualen im Zusammenhang mit Ausscheiden

Kommunikationshilfen auch nonverbal

Emotionale Zuwendung (Betreuende, Pflegende, Besuchsdienst ...)
RegelmaRige Kontrolle der Einlagen entsprechend vorausschauen-
der Pflege- und Betreuungsplanung

Ab- und Zuleitungen aus dem Gesichtsfeld von Betroffenen bringen
und deren regelmaRige Kontrolle

RegelmaRige Hilfestellung in der Nacht

Bander mit Klettverschluss, wenn diese eigenstandig vom Betroffe-
nen zu I6sen sind

» Handgurte
» Fuldgurte

Aggressives Verhalten gegen sich selbst
oder andere

Starke motorische Unruhe, die zu ge-
sundheitlicher Beeintrachtigung fuhrt.

vV VY

Biographiearbeit, Ursachen erforschen und Erkenntnisse aus der Ur-
sachenerforschung umsetzen

Einleitung von therapeutischen, padagogische Mallinahmen z.B. TE-
ACCH (,Treatment and Education of Autistic and related Communi-
cation handicapped Children®), Verhaltenstherapie

(gemeinsames) Erstellen eines Kriseninterventionsplans

Validation, emotionale Zuwendung, angenehme Atmosphare schaf-
fen, Wertschatzung vermitteln (Pflegende, Betreuende und Besuchs-
dienst)

Dampfende Antidepressiva (bei agitierter Depression) nach facharzt-
licher Anordnung

Tagesstrukturierung, Angebot von vertrauten Tatigkeit (z.B. hauswirt-
schaftliche Tatigkeiten, Gartenarbeiten, technische Reparaturen)

* Bettgitter

* Vorsatztisch

» Gurt im Stuhl, Bett, Rollstuhl

* Psychopharmaka

» geschlossener Timeout-Raum
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» Gruppenangebote, Zehn-Minuten-Aktivierung, Einzelangebote (Ge-
sprache), basale Stimulation, Snoezelen

» Bewegungsdrang durch gezielte und geplante MalRnahmen ausleben
lassen
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Zum Umgang mit bewegungseinschriankenden und freiheitsentziehenden MaBnahmen:

Empfehlungen an die Leitungen (von stationaren Einrichtungen der Alten- und Behindertenhilfe und sonstigen Wohnfor-
men)

> Wenn die Bewegungsfreiheit von nicht einwilligungsfahigen Betroffenen eingeschrankt werden soll, kann es sich um freiheitsentzie-
hende MalRnahmen gemal § 1906 Abs. 4 BGB handeln. Dazu kbnnen mechanische MalRnahmen (z.B. Bettgitter, Gurte, Vorsatz-
tisch, Schutzdecken, verschlossene Tlren oder Trickverschlisse) oder die Verabreichung von Medikamenten gehdren (die/der Be-
troffene soll z.B. am Verlassen des Bettes oder der Einrichtung gehindert werden).

» Leitungen haben die besondere Verpflichtung zur Schaffung und Aufrechterhaltung von Rahmenbedingungen, die das Suchen, Pru-
fen und Anwenden von Alternativen unterstitzen. Sie sind verpflichtet lUber geeignete Instrumente, wie z.B. Fallbesprechungen, Pfle-
gevisiten, den Stand des Fachwissens zu prifen und gegebenenfalls Fort- und Weiterbildungsmal3inahmen einzuleiten. Darlber hin-
aus mussen notwendige Hilfsmittel zur Vermeidung von FeMs sowie Informationsmaterial fir rechtliche Betreuerinnen/Betreuer und
Bevollmachtigte vorgehalten werden.

» Grundsatzlich bestimmen die Betroffenen selbst Uber die Anwendung von bewegungseinschrankenden MalRnahmen. Ist sie/er hierzu
nicht in der Lage, entscheiden die rechtlichen Betreuerinnen/Betreuer und Bevollmachtigten, wenn die Bestellung oder Vollmacht die-
se Aufgabe ausdricklich beinhaltet. Befurworten die gesetzlichen Betreuerinnen/Betreuer oder Bevollmachtigten die Anwendung von
FeMs, bedurfen sie hierflr der betreuungsrechtlichen Genehmigung. Gibt es weder Betreuerin/Betreuer noch entsprechend Bevoll-
machtigte, regt die Einrichtung die Bestellung einer Betreuerin/eines Betreuers mit dem entsprechendem Aufgabenkreis an. Zeit-
gleich wird das Gericht zur Prifung der Notwendigkeit der FeM aufgefordert. Andere Personen wie Einrichtungspersonal,
Arztinnen/Arzte oder Angehdrige haben keine Entscheidungsbefugnis liber freiheitsentziehende Manahmen. Nur bei Gefahr im Ver-
zug (akute Selbst- und Fremdgefahrdung) dirfen und missen sie handeln.

Im Folgenden werden einige Fallkonstruktionen erlautert, mit denen die Aufsichts- und Beratungsbehorden besonders haufig in den Ein-
richtungen befasst werden.
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Fall A: Einwilligungsfahige Betroffene konnen selbst Uuber die Anwendung bewegungseinschrankender

MaRnahmen entscheiden:

Rechtliche Grundsétze

MalBnahmen des Pflege- und Betreuungspersonals

Dokumentation

Eine FeM liegt nicht vor, wenn
die/der Betroffene in diese einwilligt!

Eine richterliche Genehmigung ist
nicht erforderlich!

Aber: Die Einwilligungsfahigkeit
muss in regelmaBigen Abstinden
uberpriift werden. Besonderheit: Wenn
das Betreuungsgericht das Verfahren
einstellt, also eine Betreuung fur nicht
angebracht halt, so muss die stationare
Einrichtung trotzdem weiterhin die Ein-
willigungsfahigkeit Uberprifen.

Jede Willensénderung einer/eines Be-
troffenen ist sofort zu beachten, d.h.
die Mallnahme muss sofort abgebro-
chen oder entsprechend verandert wer-
den.

» vorrangig sind Alternativen zu prifen
und anzuwenden

» Priifung der Einwilligungsfahigkeit
durch eine Fachkraft

» Diese Uberzeugt sich durch ein Gesprach
mit der/dem Betroffenen jeweils, ob diese/die-
ser noch in der Lage ist, Sinn und Zweck sowie
Folgen einer bewegungseinschrankenden Maf3-
nahme zu erfassen, einen klaren Willen dazu
zu aulern und damit sein/ihr Einverstandnis zu
erklaren.

» Bei Zweifeln an der Einwilligungsfahig-
keit: arztliche (moéglichst facharztliche) Stel-
lungnahme einholen

Es ist ausreichend, wenn der Arzt/die Arztin auf
dem entsprechenden Dokumentationsblatt mit
Datum und Handzeichen die Einwilligungsfahig-
keit bestatigt.

» Wenn Einwilligungsunfahigkeit eintritt
O siehe Fall B

Schriftliche Einwilligungserklarung der/des Betroffenen
Unabhéngig von der laufenden Uberpriifung wird diese auf dem
entsprechenden Dokumentationsblatt mindestens alle drei Mo-
nate (bei konstant bleibenden Behinderungsbildern 6-12 Mo-
nate) eingeholt und erneuert. Bei Betroffenen, die nicht mehr
schreiben kénnen, wird die Zustimmung durch die Unterschrift ei-
nes Zeugen/einer Zeugin bestatigt.

Sorgfiltige und sofortige Dokumentation von Willensénde-
rungen der/des Betroffenen. Bei einem voribergehenden oder
dauerhaften Widerruf der Einwilligung durch Betroffene ist dies
auf dem entsprechenden Dokumentationsblatt mit Begriindung,
Datum und Unterschrift des Betroffenen/der Betroffenen festzu-
halten.

Eintrag mit der Bestitigung der Arztin/des Arztes iiber die
Einwilligungsfahigkeit

Unabhéngig von der laufenden Uberpriifung wird die arztliche
Bestatigung der Einwilligungsfahigkeit auf dem entsprechenden
Dokumentationsblatt regelmaRig mindestens alle 3 Monate (bzw.
6 - 12 Monate bei konstantem Behinderungsbild oder in begrin-
deten Féllen eine einmalige Bestatigung) mit Datum und Hand-
zeichen des Arztes/der Arztin festgehalten

Arztliche Bestitigung auf Aktualitit priifen

Die Dokumentation muss keine Auflistung der EinzelmaR-
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Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege
Betreuungsstelle des Sozialreferats
Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung

Referat fir Gesundheit und Umwelt

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
Bezirk Oberbayern

Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat

nahmen oder deren Dauer enthalte

Fall B : Betroffene sind nicht einwilligungsfahig aber zu willentlich gesteuerten Bewegungen fahig:

» bei Freiheitsentziehung durch mechanische MaBRnahmen
(z.B. Bettgitter, Arm-, Bein-, Bauchgurt, Schutzdecken, verschlossene Turen oder Trickverschlisse)

Rechtliche Grundsétze MaBnahmen des Pflege- und Betreuungspersonals

Dokumentation

Eine richterliche Genehmigung
muss vom gesetzlichen Vertre-
ter/von der gesetzlichen Vertre-
terin beantragt werden

» vorrangig sind Alternativen zu prifen und anzuwenden => Sie-
he Anlage ,,Alternative MaBnahmen"

» Priifung, ob bereits Genehmigung der gesetzlichen Vertreterin/
des gesetzlichen Vertreters und die richterliche Genehmigung
zu freiheitsentziehenden MaBnahmen vorliegt.

» Wenn bisher keine richterliche Genehmigung vorliegt, erfolgt umge-
hend eine Benachrichtigung der rechtlichen Betreuerinnen/Betreuer
oder Bevollmachtigten. Diese stellen dann einen Antrag beim Be-
treuungsgericht.

» Erfolgt kein Antrag durch rechtliche Betreuerinnen/Betreuer oder Be-
volim&chtigte, informiert die Einrichtung das Betreuungsgericht tUber
die Notwendigkeit einer freiheitsentziehenden MalRnahme und ver-
folgt den Stand des Verfahrens.

» Ab dem Datum der Antragsstellung wird bereits nach den Vor-
gaben zur Dokumentation verfahren.

» In Zweifelsfallen kann man sich an die stadtische Betreuungsstelle
wenden. Sie berat alle Personen, die am Verfahren beteiligt sind.

> Kopie des Antrags bzw. Beschluss des Be-

treuungsgerichts der Pflege- bzw. Betreu-
ungsdokumentation beilegen.

Sorgfiltige Dokumentation auf dem entspre-
chenden Dokumentationsblatt

Begriindung und Prifung von Alternativen, Art
und Umfang der Mallnahme, Zeitdauer der An-
wendung (ein zusammenfassender Eintrag pro
Schicht). Unterbrechungen durch Betreuungs-
und PflegemalRnahmen (z.B. Waschen, Essen
eingeben) mussen nicht dokumentiert werden

RegelmiRige Uberpriifung und Beurteilung
der Notwendigkeit und des Umfangs der MaR-
nahme durch eine Fachkraft

mindestens alle drei Monate (bei gleichbleiben-
dem Behinderungsbild alle 6 — 12 Monate). Es gilt
der Grundsatz, dass eine freiheitsentziehende
MaRnahme nicht angewendet werden darf, wenn
sie nicht notwendig ist!
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* bei Freiheitsentziehung mit Medikamenten (Psychopharmaka)

» Eine arztliche Behandlung darf nicht ohne die Einwilligung der Betroffenen bzw. der rechtlichen Betreuerinnen/Betreuer oder Bevolimachtigten erfolgen. Wirkt
sich die medikamentése Behandlung freiheitsentziehend aus, beantragen Betreuerinnen/Betreuer oder Bevollmachtigte die Genehmigung beim Betreuungs-
gericht. Die Einrichtung unterstutzt Betreuerinnen/Betreuer oder Bevollmachtigte bei Bedarf durch Beratung.

» Bei Zweifeln an der Wirkungsweise von Medikamenten (Psychopharmaka) z.B. bei unerwinschten (z.B. freiheitsentziehenden) Neben-Wirkungen sollten pfle-
gendes und betreuendes Personal, Betroffene oder ihre Betreuerinnen/Betreuer bez. Bevollmachtigte mit der Arztin/dem Arzt sprechen und ggf. eine
Fachéarztin/einen Facharzt hinzuziehen.

> Die Arztin/der Arzt braucht auch fiir eine Bedarfsmedikation (unregelméRige, bei besonderen Anléssen zu verabreichende Medikamente) vorab das Einver-
standnis der/des Bevollmachtigten oder Betreuerin/Betreuer. Die Arztin/der Arzt hat die rechtliche Betreuerin/Betreuer oder Bevollmachtigten (iber die medizi-
nische/pharmakologische Wirkung aufzuklaren. Diese entscheiden gemeinsam Uber die bestmdgliche Behandlungsweise. Es ist dringend anzuraten eine kon-
krete Indikation zu vereinbaren und schriftlich festzulegen. Die Eintragungen dienen dem Betreuungs- und Pflegepersonal als Grundlage zur Verabreichung
und verhindern ein evtl. unterschiedliches Einsetzen des Bedarfsmedikaments.

» Es ist nicht zulassig, eine Medikation (Bedarfsmedikation) zur Erleichterung der Pflege oder Ruhigstellung der/des Betroffenen einzusetzen.

e Wenn Medikamente vorrangig therapeutische Wirkung haben: Medikamente (Psychopharmaka), die therapeutisch (zu Heil-
zwecken) eingesetzt werden, kdnnen als Folge auch freiheitsentziehende Wirkungen haben.

Rechtliche Grundsétze Malinahmen fiir Pflege- und Betreuungskréf- Dokumentation
te

Fir alle Betroffenen gilt bei Medikamenten [> Sorgféltige Beobachtung der Wir->> Dokumentation der arztlichen Verordnung und ihrer Veranderungen

mit vorrangig heilender/therapeutischer kungsweise von Medikamenten, auf dem arztlichen Verordnungsblatt
Wirkung: Es ist keine richterliche Genehmi- (Psychopharmaka) durch die Pfle- Die arztliche Verordnung von Psychopharmaka (regelmafig oder bei Be-
gung erforderlich. genden/Betreuenden. darf) erfolgt auf dem arztlichen Verordnungsblatt der Dokumentation der

stationaren Einrichtung mit dem Handzeichen der Arztin/des Arztes. An
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Referat fir Gesundheit und Umwelt

> Pflegende/Betreuende sollten

sich bewusst sein, dass gerade
bei Psychopharmaka auch para-
doxe (entgegengesetzte) Wir-
kungen auftreten kénnen.

Bei Zweifeln an der Wirkungswei-
se erfolgt eine Abklarung durch
Riicksprache mit dem Arzt.

>

>

dieser Stelle werden auch Veranderungen in der Verordnung festgehalten
und von der Arztin/dem Arzt abgezeichnet, um eine bessere Transparenz
des Verlaufes zu gewahrleisten.

Sorgfiltige Dokumentation
Grundsatzlich ist die Verordnung, Verabreichung und Wirkungsweise der
Psychopharmaka aus der Dokumentation ersichtlich.

Einschatzung der Wirkungsweise durch eine Fachkraft
Eine Fachkraft Uberprift mindestens alle drei Monate die Wirkungsweise
der verabreichten Psychopharmaka und dokumentiert ihre Einschatzung

Besonders sorgfiltige Dokumentation bei Bedarfsmedikationen
durch eine Fachkraft

Die Verabreichung einer Bedarfsmedikation von Psychopharmaka geman
der arztlichen Verordnung, muss durch eine Fachkraft mit Anlass, Uhrzeit,
Dosierung und Wirkungsweise dokumentiert und abgezeichnet werden. In
aller Regel erfolgt dies nach Riicksprache mit der Arztin/dem Arzt.

- Wenn Medikamente (Psychopharmaka) die Artikulations- und/oder Urteilsfahigkeit beeintrachtigen, ist bis-

her rechtlich unklar, ob dann eine freiheitsentziehende Malinahme vorliegt.

Rechtliche Grundsétze

Malnahmen fiir Pflege- und Betreuungskréfte Dokumentation

In diesem Fall ist keine richterliche Genehmi-
gung erforderlich.

» Betreuerin/Betreuer oder Bevollmachtigte besprechen |» Sorgfédltige Dokumentation
mit der Arztin/dem Arzt die Notwendigkeit und Wir-
kungsweise der Medikamente und das glnstigste the-
rapeutische Vorgehen. Die Pflegenden/Betreuenden

Die Verordnung, Verabreichung und Wirkungsweise
der Psychopharmaka ist aus der Pflege und
Betreuungsdokumentation ersichtlich
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unterstitzen diese Absprachen und handeln nach den
dort getroffenen Vorgaben.

- Wenn Medikamente (Psychopharmaka) vorrangig freiheitsentziehende Wirkung haben:
Werden Medikamente gezielt eingesetzt, um die Bewegungsfahigkeit einzuschranken, dann liegt eine freiheitsentziehende Wirkung vor.
Der/die Betroffene wird z.B. am Verlassen seines Bettes und der Einrichtung gehindert. Der/die Betroffene kann dann z.B. nur noch mit Hilfe
gehen, nur noch eine kurze Wegstrecke ohne Hilfe gehen oder nicht mehr aufstehen.

Rechtliche Grundsitze MaBnahmen der Pflege- und Betreuungskréfte Dokumentation

Ist die/der Betroffene bewegungsfahig: > Priifung, ob das Einverstindnis der Betreuerin/des [> Die richterliche Entscheidung der Dokumenta-
Betreuers bzw. der/des Bevollmachtigten mit der Me- tion beilegen.

eine richterliche Genehmigung muss dikation vorliegt

beantragt werden > Sorgfiltige Dokumentation auf dem entspre-

> Priifung, ob bereits eine richterliche Genehmigung chenden Dokumentationsblatt
vorliegt. Die Verordnung, der Zweck (Indikation), die Dosierung

> Wenn bisher keine richterliche Genehmigung vorliegt, er- und Hoéchstmenge, der Zeitraum (Behand-
folgt umgehend eine Benachrichtigung der rechtlichen Be- lungsdauer) und die Wirkungsweise der Psycho-
treuerin/des rechtlichen Betreuers oder Bevollmachtigten. pharmaka werden aus der Dokumentation ersicht-
Diese stellen einen Antrag beim Betreuungsgericht. lich.

> Erfolgt kein Antrag durch die rechtliche Betreuerin/den > RegelmiBige Uberpriifung und Beurteilung
rechtlichen Betreuer oder Bevollméachtigte trotz weiterer der Notwendigkeit und des Umfangs der MaR-
entsprechender Medikamentengabe, informiert die Ein- nahme durch eine Fachkraft mindestens alle
richtung das Betreuungsgericht tiber die Notwendigkeit ei- drei Monate: treten z.B. unerwiinschte Bewe-
ner freiheitsentziehenden MaRnahme und verfolgt den gungseinschrankungen oder Teilnahmslosigkeit
Stand des Verfahrens. auf, sind sonstige Nebenwirkungen eingetreten,

gibt es Alternativen? Es gilt der Grundsatz, dass

> Ab dem Datum der Antragsstellung oder Information
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Referat fir Gesundheit und Umwelt

an das Betreuungsgericht wird bereits nach den Vor-
gaben des Fall B verfahren.

eine freiheitsentziehende MaRnahme nicht ange-
wendet werden darf, wenn sie nicht notwendig ist!

Eine Bedarfsmedikation muss immer von Arztinvom Arzt

verordnet sein, in Absprache mit rechtlicher Be-
treuerin/rechtlichem Betreuer bzw. Bevollmachtigtem mit
Anlass, Dosierung mit Angabe der Maximaldosierung

Behandelnde/r Arztin/Arzt, rechtliche/r Betreuerin/Be-
treuer und Bevollméchtigte sind aufgefordert, sich re-
gelmaRig bei den Betroffenen, bei den Pflegenden
und in der Dokumentation zu informieren oder im Ein-
zelfall eine nachtragliche Information zu verlangen.

> In Zweifelsfallen kann man sich zur Beratung an die stad-
tische Betreuungsstelle wenden.
> Bedarfsmedikation: Besonders sorgfiltige Dokumentation bei Ver-

abreichung einer Bedarfsmedikationen durch
eine Fachkraft

Eine Gabe der Bedarfsmedikation von Psycho-
pharmaka muss durch eine Fachkraft mit Anlass,
Uhrzeit, Dosierung und anschlieRend der Wir-
kungsweise der Medikation beim Betroffenen do-
kumentiert und abgezeichnet werden. In aller Re-
gel erfolgt dies nach Ricksprache mit der
Arztin/dem Arzt.

Qualifizierte Einschatzung in der Planung

Hier sollte genauer Stellung genommen werden
zur Vermeidung von Auslésesituationen und zu al-
ternativen individuellen Beruhigungsmaflinahmen.
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Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
Bezirk Oberbayern

Ausnahmesituationen
» Betroffene sind nicht einwilligungsfahig und konnen ihre Bewegungen nicht willentlich koordiniert steu-

ern

Rechtliche Grundsétze

MaBnahmen der Pflege- und Betreuungskréfte

Dokumentation

Betroffene sind nicht zu koordi-
nierten, vom Willen gesteuerten
Bewegungen fahig, sondern nur
noch zu unwillkirlichen Bewegun-
gen.

Eine richterliche Genehmigung ist
nicht erforderlich.

» vorrangig sind Alternativen zu priifen und anzuwen-
den => Siehe Anlage ,Alternative MaRnahmen"

> sorgfaltiges Beobachten der Reaktionen der Betrof-
fenen hinsichtlich erkennbarer Wiinsche nach mehr Teil-
nahme am sozialen Leben, Rickzugstendenzen, Anzei-
chen von Angst

» Ein arztliches (moglichst facharztliches) Attest iiber
die Unfahigkeit zu Bewegungen, die vom eigenen
Willen gesteuert sind.

Es ist ausreichend, wenn die Arztin/der Arzt auf dem ent-
sprechenden Dokumentationsblatt mit Datum und Hand-
zeichen dies bestatigt.

» Dokumentation der Beobachtung der Reaktionen der

Betroffenen sowie von Veranderungen. MalRinahmen
mussen nachvollziehbar dokumentiert sein, jedoch nicht in
der Ausflhrlichkeit wie bei Fall B.

Eintrag der Bestatigung der Arztin/des Arztes liber die
Unfahigkeit zu willentlichen Bewegungen: Das arztliche
Attest Uber die Bewegungsunfahigkeit wird auf dem ent-
sprechenden Dokumentationsblatt festgehalten.

Arztliches Attest auf Aktualitit priifen

Es wird empfohlen, dass der behandelnde Arzt/Arztin durch
Handzeichen und Datumsangabe das ausgestellte Attest
jeweils zeitnah erneut bestatigt (einmal in drei Monaten
bzw. bei konstant bleibenden Behinderungsbildern 6-
12 Monate oder in begriindeten Fallen ist eine einmali-
ge Bestitigung ausreichend).

Die Dokumentation muss keine Auflistung der Einzel-
maBnahmen oder deren Dauer enthalten, aber die ge-
pruften und angewandten Alternativen aufzeigen.
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* Einsatz von therapeutischen Hilfsmitteln

Rechtliche Grundsétze Mallnahmen der Pflege- und Betreuungskréfte Dokumentation

Behinderte oder von Behinderung | » Der Einsatz bzw. die Verwendung eines Hilfsmittels soll | > Der Einsatz eines Hilfsmittels, dass bewegungseinschran-

bedrohte Menschen erhalten der Bewohnerin bzw. dem Bewohner erméglichen, bisher kend bzw. freiheitsentziehend sein kann, ist abhangig von
Hilfsmittel um ihre Selbstbestim- erlernte Fahigkeiten zu erhalten und im optimalen Fall zu Diagnose, Befund und Therapieziel.
mung und gleichberechtigte Teil- verbessern oder eine Behinderung auszugleichen.
habe am Leben in der Gesell- » Eine Dokumentation Gber Anlass, Dauer, Ausmal} und Art
schaft zu férdern, Benachteiligun- | > Je nach Bewohnerin bzw. Bewohner kénnen im Rahmen und Weise der Mallnahme muss in der Dokumentation
gen zu vermeiden oder ihnen ent- der Forderung der Teilhabe am Leben verschiedene festgehalten werden.
gegenzuwirken. (vergl. § 33 Sozi- Hilfsmittels zum Einsatz kommen. Zum einen kénnen
algesetzbuch/SGB V) Hilfsmittel zum Zweck der Entlastung, zum anderen zur | > Eintrag der Bestitigung der Arztin/des Arztes iiber die
Kompensation des Behinderungsbildes notwendig sein. Notwendigkeit des Hilfsmittels.
Neben diesen Vorteilen besteht auch beim Einsatz von Es wird empfohlen, dass die/der behandelnde Arztin/Arzt
Hilfsmitteln die Gefahr einer sekundaren Freiheitsbe- durch Handzeichen und Datumsangabe das ausgestellte
schrankung bzw. -entziehung. Attest jeweils zeitnah erneut bestatigt (einmal in drei Mo-
naten bzw. bei konstant bleibenden Behinderungsbil-
» Der Hilfsmitteleinsatz zum Ausgleich einer Behinderung dern 6-12 Monate oder in begriindeten Féllen ist eine
ist auf die durch die Beeintrachtigung hervorgerufenenen einmalige Bestitigung ausreichend).

Probleme zu fokussieren.

» Der Einsatz bzw. die Verwendung von Hilfsmitteln sollte
daher in jedem Einzelfall im multiprofessionellem Team
ausfuhrlich diskutiert werden. Im Rahmen einer Hilfsmit-
telversorgung missen fir jeden Einzelfall die Probleme,
Ziele und Lésungen ermittelt werden. Grundsatzlich
muss immer gepruft werden, ob die Versorgungsziele
auch mit anderen Mitteln zu erreichen sind.
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- Selbstgefahrdung (Betroffene sind bewegungsfahig) / Fremdgefahrdung

Rechtliche Grundsétze

MaRnahmen der Pflege- und Betreuungskréfte

Dokumentation

Bei akuter Selbstgefahrdung
bzw. akuter Fremdgefahrung
muss das Personal selbstverant-
wortlich handeln und die rechtli-
che Tragweite beachten.

» Die Einschatzung der Situation einer akuten Selbst-

gefiahrdung und die Veranlassung notwendiger MaR-
nahmen wird durch eine diensthabende Pflegefach-
kraft/padagogische Fachkraft unmittelbar und der Ur-
sache angemessen vorgenommen (z.B. voriibergehen-
de Fixierung, Bedarfsmedikation,, Verstandigung von
Arzt oder Polizei, alternative Mdglichkeiten zur Entspan-
nung/Beruhigung)

Umgehende Benachrichtigung der Betreuerin/des
Betreuers oder der/des Bevollméchtigten sowie der
behandelnden Arztin/des behandelnden Arztes. Um-
gehendes Heranziehen der leitenden Fachkraft/Ein-
richtungsleitung.

Selbstgefahrung mit suizialer Absicht und akuter
Fremdgefahrdung: Zusatzlich zu den oben erwahnten
MafRnahmen ist eine kontinuierliche Beobachtung not-
wendig und zu gewahrleisten.

Alternativen priifen! Evtl.k6nnen alternative MaRnah-
men ausreichen (z.B. geteiltes Bettgitter, Matratzen
vor dem Bett, Hiiftschutzhosen, Faustlinge, Absen-
ken der Betthohe usw.)

» Sorgfiltige Dokumentation von Situationen einer aku-

ten Selbstgefiahrdung

Pflegende/Betreuende missen dazu unmittelbar und
lickenlos Beginn, Anlass, Dauer, Ausmalf der Gefahrdung
und Art und Weise der MaRnahmen. (z.B. voriibergehende
Fixierung, Bedarfsmedikation, Verstandigung von Arzt oder
Polizei, alternative Méglichkeiten zur Entspannung / Beru-
higung) in der Dokumentation festhalten.

Eintrag iiber die Aussage der Arztin/des Arztes. Es er-
folgt Uber dessen Aussage ein Eintrag in der Dokumentati-
on.

Dokumentation von méglichen Alternativen
Die Dokumentation lasst erkennen, was die Prifung alter-
nativer MalRnahmen ergeben hat.

Bei anhaltender Selbstgefahr-
dung lénger als 24 Stunden
oder im wiederholten Fall ist die

bei anhaltender Selbstgefahrdung ldnger als 24 Stun-
den stellt die/der rechtliche Betreuerin/Betreuer
einen Antrag beim Amtsgericht auf richterliche Ge-

Die Benachrichtigung von Betreuerin/Betreuer bzw.
Bevollmachtigten und des Betreuungsgerichts doku-
mentieren
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Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
Bezirk Oberbayern

Genehmigung der Betreuerin/des
Betreuers bez. der/des Bevoll-
machtigten einzuholen, danach
wird die richterliche
Genehmigung uber
freiheitsentziehende MalRnahmen

erforderlich! >

nehmigung der freiheitsentziehenden MaBnahmen.

Ist weder eine Betreuerin/ein Betreuer noch eine/ein Be-
volimachtigte/Bevollmachtigter bestellt oder erreichbar,
ist das Betreuungsgericht von der Einrichtung Utber die
freiheitsentziehende Maflinahme sofort zu unterrichten.

Verdnderungen priifen

Veranderungen hinsichtlich Bewegungs- oder Einwilli-
gungsfahigkeit von Betroffenen werden laufend tberpruft
und darUber ggf. der Betreuer/die Betreuerin bez. Bevoll-
machtigte und das Gericht informiert.

Absp_rache der MaBnahmen mit der/dem behandeln-
den Arztin/Arzt

>

>

Die richterliche Entscheidung der Dokumentation bei-
fligen

Veranderungen dokumentieren / Veranderungen hin-
sichtlich Bewegungsfahigkeit oder Einwilligungsfahigkeit
der/des Betroffenen werden unmittelbar in der Dokumenta-
tion festgehalten

Sorgfiltige Dokumentation von Situationen einer an-
haltenden Selbstgefahrdung und Stellungnahme in der
Pflegeplanung

Pflegende bzw. Betreuende miissen dazu Anlass, Ausmalf}
der Gefahrdung und Mafinahmen (z.B. voriibergehende Fi-
xierung, Bedarfsmedikation, Verstandigung von Arztin/Arzt)
in der Dokumentation festhalten. In der Pflege- und Betreu-
ungsplanung sollte genauer Stellung genommen werden
zur Vermeidung von Ausldsesituationen und zu alternativen
individuellen Beruhigungs- und Entspannungsmafinahmen.

Stand April 2011
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Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwick-
lung und Aufsicht (FQA,
ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern

Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung

Landeshauptstadt Miinchen:

Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege

Betreuungsstelle des Sozialreferats

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern

Bezirk Oberbayern

Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat
Referat fir Gesundheit und Umwelt

- Dokumentationsvorlagen -

Fall A: Betroffene sind einwilligungsfahig (bewegungseinschrankende MaBRnahme): keine richterliche Genehmigung,
aber schriftliche Einwilligung der/des Betroffenen

Name:

Betroffenelr ist einwilligungsfahig

Erforderliche MaRnah-
me und Umfang

Anlass — Begriindung
Alternativen geprift?
Welche?

Vorge-
sehener
Zeitraum

Einver-
standen
oder Wi-
derruf

Datum

Unterschrift
der/des Betroffe-
nen

Betroffene/r
kann selbst
nicht schrei-
ben: Unter-
schrift von
Zeugen /
Handzei-
chen d. Pfle-
genden/Be-
treuenden

Zweifel an der Einwilli-
gungsfahigkeit der/des Be-
troffenen

Begriindung

mit Datum und

Handzeichen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter

Arztliche
Bestétigung d.
Einwilligungs-fa-
higkeit Datum u.
Hand-zeichen der
Arztin/des Arztes
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Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwick-
lung und Aufsicht (FQA,
ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern

Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung

Landeshauptstadt Miinchen:
Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege
Betreuungsstelle des Sozialreferats

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern

Bezirk Oberbayern

Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat
Referat fir Gesundheit und Umwelt

Musterbeispiel:

Fall A: Betroffene sind einwilligungsfahig (bewegungseinschrankende MaBRnahme): keine richterliche Genehmigung,
aber schriftliche Einwilligung der/des Betroffenen

Name: Herr Miiller Betroffene/r ist einwilligungsfihig Betroffene/r [ Zweifel an der Einwilli- Arztliche
kann selbst fihiakeit der/d Bestatigung d.
nicht schrei- | gUNgsS-rahigkeit der/des Einwilligungs-fa-
ben: Unter- | Betroffenen higkeit Datum u.
schrift von Hand-zeichen des
- o ] q Zeugen / . Arztes/der Arztin
Erforderliche MaR- Anlass — Begriindung | Vorge-se- | Einver- | Datum | Unterschrift Han%zei_ Begriindung
. - hener standen der/des Betroffe- it Dat d
nahme und Umfang | Alternativen gepriuft? | iaum | oder wi- nen chen d. Pfle- [ mit Datum un L
- | Handzeichen der Mitarbeiterinnen und
Welche? derruf genden/ Be- | Handzei
* treuenden Mitarbeiter
Bettgitter nachts und beim Unruhiger Schlaf mit Gefahr, | 1.2. - Einver- 1.2.01 | Miiller - Schwankende Tagesform in der
Mittagschlaf aus dem Bett zu fallen, De- standen geistigen Urteilsfdhigkeit
ckenrolle gentigt nicht. 1201 St
Méchte nur fiir heute Nacht | Nur Widerruf | 14.2. Miiller -
kein Bettgitter 14.2.
" 1.5.- Einver- 1.5. 01 | Miiller -
standen
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Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwick- Landeshauptstadt Miinchen: Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
lung und Aufsicht (FQA, Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege Bezirk Oberbayern
ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern Betreuungsstelle des Sozialreferats
Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung
Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat
Referat fiir Gesundheit und Umwelt

Fall B: Betroffene sind nicht einwilligungsfahig aber zu willentlich gesteuerten Bewegungen fahig (freiheits-
entziehende MaBRnahme):

nur in Verbindung mit Betreuungsgerichtlicher Genehmigung und mit Zustimmung der gesetzlichen Vertretung (Bevollmachtigter/Bevollmachtigte
oder Betreuer/Betreuerin). Zur Verwendung ab Zustimmung der gesetzlichen Vertretung

Name: Zustimmung des Bevollmachtigten/ | Antrag gestellt am: Betreuungsgerichtli-
der Bevollmachtigen bez. des Be- che Genehmigung erteilt am............... giil-
treuers/der Betreuerin fiir die unten |[tig bis:.......ccccccmiiiiiiiiiiiiiiinnenn,
aufgefiihrten MaBnahmen
E= 11 SRR

MaBnahme: Art und Umfang |Anlass — Begriindung Anwendung von .... bis ...... el EEilEe LeEEmirng

bzw. Veranderungen der Manahme oder | Alternativen gepriift? Welche? (pro Schicht ein zusammenfassender Ein- und Beurteilung der Notwendigkeit, der Art und des
des Umf; . . . : : t keine Unterbrech durch Tatig- | Umfanges der MalRnahme durch Mitarbeiterinnen und
&S B (einmaliger Eintrag, ansonsten nur bei Verande- | /@9, kéiné Unierbrechungen durch 1atig : A -
run : ’ : ~ | keiten am Bewohner) mit Datum und Mitarbeiter mit Datum u. Hdz
gen) mit Datum und Handzeichen der Pfle: .
genden Handzeichen der Pflegenden/Betreuenden
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lung und Aufsicht (FQA,

Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwick-

ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern

Landeshauptstadt Miinchen:

Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege

Betreuungsstelle des Sozialreferats

Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung
Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat
Referat fir Gesundheit und Umwelt

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
Bezirk Oberbayern

Musterbeispiel: Fall B: Betroffene sind nicht einwilligungsfahig aber zu willentlich gesteuerten Bewegungen

fahig (freiheitsentziehende MaRnahme):
nur mit Zustimmung der gesetzlichen Vertretung (Bevollmachtigte oder Betreuer/Betreuerinnen) und in Verbindung mit Betreuungsgerichtlicher Ge-
nehmigung zur Verwendung ab Zustimmung der gesetzlichen Vertretung (Bevollmachtigte oder Betreuer/Betreuerinnen)!

Name: Frau Maier

Zustimmung des Bevoll-
machtigten/der Bevoll-
maéchtigten bez. des Be-
treuers/der Betreuerin fiir
die unten aufgefiihrten

Antrag gestellt am............... Betreu-
ungsgerichtliche Genehmigung erteilt
am: ........... giiltig bis: ..............

MaBnahme:
Art und Umfang

bzw. Veranderungen der MaR-nah-
me oder des Umfangs...

Anlass — Begriindung

Alternativen gepriift? Welche?
(einmaliger Eintrag, ansonsten nur bei Veranderungen)
mit Datum und Handzeichen der Pflegenden/Betreuende

Anwendung von ... bis ....
(pro Schicht ein zusammenfassender
Eintrag, keine Unterbrechungen durch
Tatigkeiten am Bewohner) mit Datum
und Handzeichen des Personals

kontinuierliche fachliche Uberpriifung

und Beurteilung der Notwendigkeit, der Art und
des Umfanges der MaRnahme durch Mitarbeiter mit
Datum u. Hdz

der Grippe, ca. 1 Woche

ne Alternativen mdglich, geteiltes Bettgitter, Ma-
tratze am Boden, etc. nicht indiziert. 15.4. 2001
D.

Vorsatztisch am Rollstuhl BW unternimmt Aufstehversuche, wenn allein 13.30- 17.00 1.2. KI.
und ohne Ansprache. BW ist dann erheblich
agitiert. Bei Besuch von Angehdrigen oder An-
wesenheit von Pflegenden bleibt BW ruhig.
BW in Gruppenalltag integrieren / beschaftigen /
Ansprechpartner bieten. 1.2. 2001 Br.
8.45-13.00 2.2. Br.
15.00-17.00 2.2. F
Bettgitter, bis zum Abklingen | Unruhe aufgrund einer fiebrigen Erkaltung, kei- |7.30 - 13.00 154. F. Entscheidung aus fachlicher Sicht erforderlich

und richtig
15.4.2001 BI. (SL)

Stand April 2011
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Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwick- Landeshauptstadt Miinchen: Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
lung und Aufsicht (FQA, Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege Bezirk Oberbayern
ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern Betreuungsstelle des Sozialreferats
Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung
Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat
Referat fiir Gesundheit und Umwelt

Ausnahmesituation:

Betroffene sind nicht einwilligungsfahige, konnen ihre Bewegungen nicht willentlich koordiniert steuern:

keine richterliche Genehmigung, aber Einwilligung des gesetzlichen Betreuers /der Betreuerin bez. Bevollmachtigten und arztliches Attest tber keine vom Willen ge-
steuerte Bewegung

Name: Arztliche Bestétigung, dass die/der Betroffene zu keinen willentlich
koordiniert gesteuerten Bewegungen und zu keiner klaren Willens-
auBerung bzgl. seiner Fortbewegung in der Lage ist. Eine Inaugen-
scheinnahme durch den Arzt ist dringend zu empfehlen!

Erforderliche MaBnahme und |Anlass — Begriindung \Z/O_ftgesehe”ef Begriindung alelt:lchf iestéggung der U"féhzgmf zu
. . eltraum A A willkuriichen Bewegungen un liens-
Umfang Alternativen gepruft? mit Datum und Handzeichen des Personals AuBerunaen mit Datum und Hdz. des Ara-
9
Welche? Beobachtung tes
der Reaktionen

Mit Datum und Handzeichen der
Pflegenden/Betreuenden
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Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwick- Landeshauptstadt Miinchen: Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
lung und Aufsicht (FQA, Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege Bezirk Oberbayern
ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern Betreuungsstelle des Sozialreferats
Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung
Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat
Referat fiir Gesundheit und Umwelt

Musterbeispiel Ausnahmesituation:

Betroffene sind nicht einwilligungsfahig, konnen ihre Bewegungen nicht willentlich koordiniert steuern:
keine richterliche Genehmigung, aber Einwilligung des gesetzlichen Vertreters sowie arztliches Attest iiber keine vom Willen gesteuerte Bewegung

Name: Frau Krause arztliche Bestatigung, dass die/der Betroffene zu keinen willentlich
koordiniert gesteuerten Bewegungen und zu keiner klaren Willens-
auBerung bzgl. seiner Fortbewegung mehr in der Lage ist. Eine In-
augenscheinnahme durch den Arzt ist dringend zu empfehlen.

Erforderliche MaRnah- | Anlass — Begriindung \Z/O_rtgesehe”ef Begriindung 3r2;'_i_<l>:]ek5?tstéﬁ9l{ﬂﬁ__def
. P eltraum : : nranigkeit zu willkur-

me und Umfang Alternativen gepruft? W.elche'? mit Datum und Handzeichen des Personals lichen gBewegungen
Beobachtung der Reaktionen und WillensauBer-un-
Mit Datum und Handzeichen. der Pflegenden/ gen mit Datum und Hdz.
Betreuenden des Arztes/der Arztin

Sténdig Bettgitter, wenn Unwillkiirliche Drehbewegungen 1.2.-.... Ihre Alzheimererkrankung ist weit fortgeschritten. Es sind | 1.2.01 | Pf.

der Bewohner unbe-auf- | kbnnten zu Sturz aus dem Bett fiih- keine klaren WillensduRerungen mehr erkennbar. Bewoh-

sichtigt ist ren. ner ist stédndig bettldgerig und zu keinen willkiirlichen Be-

wegungen mehr féhig.1.2.01 Kr.

"Kr. 1.5.01 | Pf.
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Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwick- Landeshauptstadt Miinchen:
lung und Aufsicht (FQA, Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege
ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern Betreuungsstelle des Sozialreferats
Amt fUr soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung

Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat

Referat fir Gesundheit und Umwelt

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
Bezirk Oberbayern

Beratung und Information fir Leitungen bieten:

« Betreuungsstelle der Landeshauptstadt Miinchen
MatildenstralRe 3a

80336 Miinchen

Tel.: (089) 2 33 — 26255

E-Mail: betreuungsstelle.soz@muenchen.de

* Medizinischer Dienst der Krankenversicherung in Bayern
Ressort Pflege

Putzbrunnerstr. 73

81739 Munchen

Tel.: (089) 6 70 08 — 301

E-Mail: pflege@mdk-in-bayern.de

« Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege
Burgstralie 4

80331 Miinchen

Tel. (089) 233 - 96966

Fax: (089)233-21973

E-Mail: staedtische_beschwerdestelle.altenpflege@muenchen.de

» Sozialreferat, Hilfen im Alter und bei Behinderung
Orleansplatz 11

81667 Miinchen

Tel.: (089) 233-48351

E-Mail: altenundbehindertenhilfe.soz@muenchen.de

Stand April 2011

» Betreuungsgericht
Linprunstr. 22,

80335 Miinchen

Tel.: (089) 5597 - 4903

 Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen
-Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) ehemals
Heimaufsicht der Landeshauptstadt Miinchen
Ruppertstr. 11

80446 Minchen

Tel.: (089) 233 - 44315 oder 233 — 44656

E-Mail: heimaufsicht.kvr@muenchen.de

» Bezirk Oberbayern

Bezirk Oberbayern
Prinzregentenstr. 14

80535 Miinchen

E-Mail: www.bezirk-oberbayern.de
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lung und Aufsicht (FQA, Beschwerdestelle fiir Probleme in der Altenpflege Bezirk Oberbayern
ehemals Heimaufsicht) der Regierung von Oberbayern Betreuungsstelle des Sozialreferats
Amt fir soziale Sicherung, Hilfen im Alter und bei Behinderung
Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen -Qualitatsentwicklung und Aufsicht- (FQA) beim Kreisverwaltungsreferat
Referat fiir Gesundheit und Umwelt
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	Grundsätzliches: Wenn die Bewegungsfreiheit einer Person eingeschränkt werden soll, kann es sich um eine freiheitsentziehende Maßnahme nach § 1906 Abs. 1 und 4 BGB handeln
	Fall A    Betroffene sind einwilligungsfähig: Keine richterliche Genehmigung 
	erforderlich, aber die schriftliche Einwilligung der oder des Betroffenen (bewe­gungseinschränkende Maßnahme).
	Alternativen zu freiheitsentziehenden Maßnahmen (FeM)
	Alternative Maßnahme
	Zum Umgang mit bewegungseinschränkenden und freiheitsentziehenden Maßnahmen:
	Empfehlungen an die Leitungen (von stationären Einrichtungen der Alten- und Behindertenhilfe und sonstigen Wohnfor­men)

	bei Freiheitsentziehung durch mechanische Maßnahmen                                                                                                         (z.B. Bettgitter, Arm-, Bein-, Bauchgurt, Schutzdecken, verschlossene Türen oder Trickverschlüsse)
	bei Freiheitsentziehung mit Medikamenten (Psychopharmaka)

